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Kolumne

Geplante  
Novelle zum  
Kraftfahrgesetz

Rechtsanwalt Dr. Werner Loos

an	die	Begutachtungsplaketten-
datenbank	übermittelt	werden,	
wo	sie	abgelegt	und	für	Zulas-
sungsstellen	abrufbar	werden.	
Dadurch	wird	bei	Neuanmel-
dungen	oder	bei	Ummeldungen	
von	Kraftfahrzeugen	die	Vorlage	
des	Prüfgutachtens	entfallen.	
Der	Entwurf	sieht	aber	auch	eine	
Änderung	der	subsidiären	Zu-
ständigkeit	der	Länder	zur	Da-
teneingabe	für	Importfahrzeuge	
auf	eine	gleichrangige	Zustän-
digkeit	mit	 den	 Importeuren	
vor.	Derzeit	sind	die	General-
importeure	primär	zuständig,	
die	Eintragung	der	Fahrzeug-
daten	von	Importfahrzeugen	in	
die	Genehmigungsdatenbank	
durchzuführen.	 Nur	 in	 jenen	
Fällen,	in	denen	es	keinen	Be-
vollmächtigten	gibt	oder	der	
Bevollmächtigte	seiner	gesetz-
lichen	Verpflichtung	nicht	un-
verzüglich	nachkommt,	ist	eine	
Dateneingabe	durch	den	Lan-
deshauptmann	vorgesehen.	In	
der	Stellungnahme	zum	Minis-
terialentwurf	hat	insbesondere	
die	Wirtschaftskammer	darauf	
hingewiesen,	dass	sich	die	be-
stehende	Regelung	in	der	Pra-
xis	bewährt	hat	und	keine	Un-
zulänglichkeiten	bekannt	sind.
Die	 Begutachtungsfrist	 für	
den	Ministerialentwurf	 ist	am	
17.1.2012	 abgelaufen	 und	 es	
liegen	zahlreiche,	auch	kritische	
Stellungnahmen	vor,	sodass	zu	
erwarten	ist,	dass	der	Entwurf	
noch	heftig	diskutiert	werden	
wird.	 Insofern	werden	wir	die	
weiteren	Entwicklungen	genau	
beobachten	und	Sie	natürlich	
informieren,	wenn	der	Natio-
nalrat	die	Novelle	 tatsächlich	
beschließt.
Ihr	Dr.	Werner	Loos

 www.loos-law.at

Seit	einiger	Zeit	 liegt	nun	der	
Ministerialentwurf	zur	31.	No-
velle	 des	 Kraftfahrgesetzes	
(KFG)	vor,	dessen	wesentliche	
Zielsetzungen	kurz	dargestellt	
werden	sollen.
Neben	 zahlreichen	 Vereinfa-
chungen	betreffend	die	Verwal-
tungspraxis	und	die	Deregulie-
rung	im	Fahrschulbereich	sieht	
der	Entwurf	die	Einführung	eines	
Risikoeinstufungssystems	 für	
Unternehmen,	die	Güter-	und	
Personentransporte	durchfüh-
ren,	vor.	Die	Pflicht	zur	Einfüh-
rung	eines	solchen	Systems	geht	
auf	mehrere	EU-Verordnungen	
und	Richtlinien	zurück,	mit	wel-
chen	europaweit	eine	Verbesse-
rung	der	Durchsetzung	der	Stra-
ßenverkehrsvorschriften	erreicht	
werden	 soll	und	 in	denen	 für	
Berufskraftfahrer	insbesondere	
Lenkzeiten,	Pausen	und	Ruhezei-
ten	festgelegt	worden	sind.	Die	
Risikoeinstufung	soll	nach	Maß-
gabe	der	relativen	Anzahl	und	
Schwere	der	von	den	einzelnen	
Unternehmen	begangenen	Ver-
stöße	erfolgen,	sodass	Unterneh-
men	mit	einer	hohen	Risikoein-
stufung	strenger	und	häufiger	
geprüft	werden.	Das	Risikoein-
stufungssystem	folgt	einer	von	
der	EU-Kommission	vorgegebe-
nen	Formel,	die	einen	dreijähri-
gen	Betrachtungszeitraum	vor-
sieht,	wobei	Verstöße	im	letzten	
Jahr	schwerer	gewichtet	werden	
als	in	den	Jahren	davor	usw.,	und	
die	auch	die	Anzahl	von	Kontrol-
len	berücksichtigt,	so	dass	eine	
Ungleichbehandlung	von	klei-
nen	und	großen	Unternehmen	
vermieden	werden	kann.
Korrespondierend	dazu	 sieht	
der	Entwurf	schärfere	Maßnah-
men	bei	festgestellten	Manipu-
lationen	von	Kontrollgeräten	
vor.	Es	können	nun	die	Weiter-
fahrt	 verhindert	und	die	Ma-
nipulationseinrichtungen	 für	
verfallen	erklärt	werden.
Weiters	sollen	mit	der	Novelle	
die	Grundlagen	für	eine	§	57a-
Begutachtungsplakettendaten-
bank	geschaffen	werden.	Die	
vollständigen	Gutachten	sollen	
automationsunterstützt	online	


